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Aktenzeichen: 6 AZR 323/02
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 11. September 2003
- 6 AZR 323/02 -

I. Arbeitsgericht Urteil vom 3. November 2000

Leipzig - 20 Ca 6182/00 -
Il. Sachsisches Urteil vom 18. Dezember 2001

Landesarbeitsgericht -7 Sa 982/00 -

Far die Amtliche Sammlung: Ja

Entscheidungsstichwort:
Verzicht auf Reisekostenvergitung bei Tarifbindung

Gesetze:

TVG § 1 Abs. 2, §4 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3; BGB § 134, § 242, § 288
Abs. 1, § 291 in der bis zum 30. April 2000 geltenden Fassung, § 397;
BBesG § 2 Abs. 3; BAT-O § 42 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a; Gesetz Uber die
Reisekostenvergitung der Beamten wund Richter (Sachsisches
Reisekostengesetz - SdchsRKG) vom 8. Juli 1998 (SachsGVBI. S. 346)
§ 5 Abs. 1und Abs. 4, § 8 Abs. 1,§ 9 Abs. 1, § 12, § 16; EGBGB Art. 229
§ 1 Abs. 1 Satz 3
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Leitsatze:

1. §42 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a BAT-O ordnet fur die Erstattung von
Reisekostenvergitung eines Angestellten die entsprechende Anwendung
der fur die Beamten des Arbeitgebers jeweils geltenden Bestimmungen
an. Damit  gelten die  darin in Bezug genommenen
Reisekostenvorschriften zwischen beiderseits Tarifgebundenen nach § 4
Abs. 1 Satz 1 TVG unmittelbar und zwingend.
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2. §42 Abs.1 Satz 1 BAT-O enthalt keine Offnungsklausel fur
abweichende Abmachungen iSv. §4 Abs.3 TVG. Ein Verzicht des
Angestellten auf die Erstattung von Reisekosten ist bei Tarifbindung der
Parteien gemal § 4 Abs. 1 Satz 1 TVG iVm. § 134 BGB nichtig, wenn die
von der Tarifvorschrift Ubernommenen Reisekostenbestimmungen den
Verzicht auf Reisekostenvergitung nicht ausdriicklich gestatten. Ein
Ruckgriff auf beamtenrechtliche Vorschriften und allgemeine Grundsatze
aulBerhalb des Reisekostenrechts ist von der Verweisung in § 42 Abs. 1
Satz 1 BAT-O nicht gedeckt.
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BUNDESARBEITSGERICHT

6 AZR 323/02

7 Sa 982/00
Sachsisches
Landesarbeitsgericht

Im Namen des Volkes!
Verkiindet am
11. September 2003

URTEIL

Schneider, Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle

In Sachen

Klager, Berufungsklager und Revisionsklager,

pp.

Beklagter, Berufungsbeklagter und Revisionsbeklagter,

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mindlichen Verhand-
lung vom 11. September 2003 durch die Vorsitzende Richterin am Bundesarbeitsge-
richt Schmidt, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Armbrister und Dr. Brihler so-
wie die ehrenamtlichen Richter Reimann und Matiaske fir Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Klagers wird das Urteil des Sachsi-

schen Landesarbeitsgerichts vom 18. Dezember 2001 - 7 Sa
982/00 - teilweise aufgehoben.
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2. Auf die Berufung des Klagers wird das Urteil des Arbeitsge-
richts Leipzig vom 3. November 2000 - 20 Ca 6182/00 - teil-
weise abgeandert:

Der Beklagte wird verurteilt, an den Kléger 128,49 Euro
nebst 4 % Zinsen aus 128,08 Euro seit 20. Juli 2000 und aus
0,41 Euro seit 4. Oktober 2000 zu zahlen.

Im Gbrigen wird die Klage abgewiesen.

3. Die weitergehende Berufung und die weitergehende Revisi-
on des Klagers werden zurlickgewiesen.

4. Von den Kosten des Rechtsstreits haben der Klager 1/9 und
der Beklagte 8/9 zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten Uber die Erstattung von Reisekosten.

Der Klager ist beim Beklagten als Lehrer tatig. Kraft beiderseitiger Tarifbin-

dung finden auf das Arbeitsverhaltnis die Bestimmungen des Tarifvertrags zur Anpas-

sung des Tarifrechts - Manteltarifrechtliche Vorschriften - (BAT-O) vom 10. Dezember
1990 Anwendung. In § 42 Abs. 1 Satz 1 BAT-O heildt es:

,Fur die Erstattung von
a) Auslagen fur Dienstreisen und Dienstgdnge (Reisekos-
tenvergitung),

éi.nd die fur die Beamten des Arbeitgebers jeweils geltenden
Bestimmungen entsprechend anzuwenden.*

Die Reisekostenvergitung der Beamten des Beklagten regelt das Sachsische

Gesetz Uber die Reisekostenvergitung der Beamten und Richter (Sachsisches Reise-
kostengesetz - SachsRKG) vom 8. Juli 1998 (SachsGVBI. S. 346).

Der Klager beantragte im Dezember 1999 die Genehmigung fir eine Dienst-

reise wegen einer Klassenfahrt in ein Schullandheim. Das Antragsformular enthielt

einen vorgedruckten Verzicht auf Erstattung von Reisekostenvergitung nach Mafligabe

des Sachsischen Reisekostengesetzes, soweit die zur Verfugung stehenden Haus-

haltsmittel fur eine Abrechnung der anfallenden Kosten ggf. nicht ausreichend sind.
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Nach der Durchfiihrung der genehmigten Klassenfahrt im Januar 2000 ver-
langte der Klager die Erstattung von Fahrt- und Nebenkosten, Ubernachtungskosten
einschlieBlich Verpflegungskosten sowie die Zahlung eines Tagesgeldes zuletzt in H6-
he von insgesamt 338,30 DM. Davon erstattete der Beklagte einen Betrag von
55,00 DM.

Der Klager hat gemeint, ihm stehe ein tariflicher Anspruch auf die vollstandige
Erstattung seiner Reisekosten nach den Vorschriften des SachsRKG zu. Sein Verzicht
auf Reisekostenvergitung sei nicht wirksam. Die Vorgehensweise des Beklagten sei
mit § 242 BGB unvereinbar.

Der Klager hat beantragt

den Beklagten zu verurteilen, an ihn 283,30 DM (144,8§ Euro)
nebst 5 % Zinsen Uber dem Diskontsatz gem. § 1 DUG seit
Rechtshéangigkeit zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Mit der Revision verfolgt der
Klager sein Klageziel weiter. Der Beklagte beantragt, die Revision des Klagers zurlick-

zuweisen.

Entscheidungsgriinde

Die Revision des Klagers hat Uberwiegend Erfolg. Die Klage ist in Héhe von
251,30 DM (128,49 Euro) begrundet. Verpflegungskosten in Héhe von 32,00 DM
(16,36 Euro) stehen dem Klager nicht zu.

l. Der Anspruch auf Erstattung von Reisekosten folgt aus § 42 Abs. 1 Satz 1
Buchst. a BAT-O.

1. Nach dieser Tarifvorschrift sind fur die Erstattung von Auslagen fur Dienstrei-
sen und Dienstgadnge (Reisekostenvergutung) die fir die Beamten des Arbeitgebers
jeweils geltenden Bestimmungen entsprechend anzuwenden. Eine derartige Verwei-
sung auf die beamtenrechtlichen Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse) in
einer Tarifnorm ist nach standiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zuldssig
(13. Februar 2003 - 6 AZR 411/01 - NZA 2003, 1034, auch zur Verdffentlichung in der
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Amtlichen Sammlung vorgesehen, zu 1 der Grinde; 19. Oktober 2000 -6 AZR
206/99 - ZTR 2001, 470, zu Il 1 der Griinde; 25. Juli 1996 - 6 AZR 683/95 - BAGE 83,
311, 315, 316 mwN; 16. Februar 1989 - 6 AZR 289/87 - AP BAT § 42 Nr. 9, zu Il 1 der
Grinde).

2. Einer solchen Verweisung steht § 1 Abs. 2 TVG nicht entgegen. Nach dieser
Vorschrift bedlrfen Tarifvertrdge der Schriftform. Das dient der Normenklarheit. Die
Tarifunterworfenen sollen den Inhalt eines Tarifvertrags anhand einer Urkunde erken-
nen kénnen. Der Tarifinhalt wird auch dann eindeutig festgelegt und die notwendige
Klarheit erreicht, wenn auf andere schriftliche Bestimmungen verwiesen wird (BAG 16.
Februar 1989 - 6 AZR 289/87 - AP BAT § 42 Nr. 9, zu Il 1 der Griinde).

3. Damit finden die Regelungen des SachsRKG einschlie3lich der hierzu ergan-
genen Durchfihrungsverordnungen und Erlasse Anwendung. Diese Bestimmungen
gelten auf Grund der Verweisung als tarifliche Rechtsnormen. Ein darauf gerichteter
Normsetzungswille der Tarifvertragsparteien kommt schon dadurch zum Ausdruck, daf}
die beamtenrechtlichen Reisekostenvorschriften des Beklagten ohne die Ubernahme in
§ 42 Abs. 1 Satz 1 BAT-O fir die dem BAT-O unterworfenen Angestellten nicht gelten
wurden (vgl. BAG 27. August 1982 - 7 AZR 190/80 - BAGE 40, 102, 106).

Il Die Parteien sind tarifgebunden. Der Klager konnte wegen § 4 Abs. 1 TVG
nicht wirksam auf den tariflichen Anspruch auf Reisekostenvergitung verzichten. Ob
der Beklagte nach § 242 BGB gehindert ware, sich auf den Verzicht des Klagers zu
berufen, bedarf keiner Entscheidung.

1. Der BAT-O ordnet den Inhalt des Arbeitsverhaltnisses der beiderseits tarifge-
bundenen Parteien. Fur sie gelten die Regelungen des SachsRKG auf Grund der Ver-
weisung in § 42 Abs. 1 Satz 1 BAT-O gemall § 4 Abs. 1 Satz 1 TVG unmittelbar und
zwingend. Das schlieRt einen Verzicht auf kiinftig entstehende tarifliche Rechte aus.
Die zwingende Wirkung einer Tarifnorm besteht darin, da widersprechende arbeits-
vertragliche Abreden wegen VerstoRRes gegen ein gesetzliches Verbot nach § 134 BGB
nichtig sind.

2. Die Voraussetzungen, nach denen § 4 Abs. 3 TVG abweichende Vereinba-

rungen gestattet, liegen nicht vor.
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a) Nach dieser Vorschrift sind abweichende Abmachungen ua. zugunsten des
Arbeitnehmers zulassig. Der vom Klager erklarte teilweise Verzicht auf Reisekosten-
vergiltung ist keine dem Arbeitnehmer glinstigere Vereinbarung. Als ErlalBvertrag bringt
er den Anspruch auf Reisekostenvergitung nach § 397 Abs. 1 BGB in dem vereinbar-
ten Umfang zum Erléschen. Das ist eine Vereinbarung zu Lasten des Klagers.

b) Entgegen der Annahme des Landesarbeitsgerichts gestattet § 42 Abs. 1 Satz
1 Buchst. a BAT-O keine von den Ubernommenen beamtenrechtlichen Reisekostenbe-
stimmungen abweichenden Abmachungen iSv. § 4 Abs. 3 TVG. Die Tarifvorschrift ent-
halt keine Offnungsklausel fiir einen Verzicht auf Reisekostenvergiitung.

aa) Das folgt zunachst aus dem Wortlaut der Tarifvorschrift, auf den es fur die
Tarifauslegung zunachst ankommt (st. Rspr., BAG 27. Juni 2002 - 6 AZR 209/01 - AP
BAT § 29 Nr. 18, zu A ll 2 a der Griinde; 27. Juni 2002 - 6 AZR 378/01 - AP TVG § 1
Tarifvertrdge: Musiker Nr. 18, zu A IV 1 der Griinde). Danach sind fur die Erstattung
von Auslagen fur Dienstreisen und Dienstgdnge (Reisekostenverglitung) die fir die
Beamten des Arbeitgebers jeweils geltenden Bestimmungen entsprechend anzuwen-
den. Ein Wille der Tarifvertragsparteien zur Offnung fir andere arbeitsvertragliche Ab-

machungen hat im Wortlaut der Tarifnorm keinen Niederschlag gefunden.

Wegen der entsprechenden Anwendbarkeit der fur die Beamten des Arbeitge-
bers geltenden Bestimmungen wéare vom Wortsinn des § 42 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a
BAT-O her auch eine abweichende Abmachung iSv. § 4 Abs. 3 TVG denkbar, die aus
einer in Bezug genommenen beamtenrechtlichen Bestimmung folgt. Die fur die Beam-
ten des Beklagten geltenden Reisekostenvorschriften sehen abweichende Abmachun-
gen jedoch nicht vor. Sie enthalten keine Regelung, wonach der Beamte auf die Er-

stattung der Reisekostenvergitung ganz oder teilweise verzichten kann.

bb) Die Zulassigkeit eines Verzichts auf Reisekosten fir die dem BAT-O unter-
worfenen Angestellten kann nicht aus § 2 Abs. 3 Halbsatz 1 BBesG abgeleitet werden.
Nach dieser Vorschrift kann der Beamte, Richter oder Soldat auf die ihm gesetzlich
zustehende Besoldung weder ganz noch teilweise verzichten. Ob daraus im Wege des
Umkehrschusses herzuleiten ist, da} der Verzicht eines Beamten auf Reisekosten
wirksam ist, bedarf keiner Entscheidung. § 42 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a BAT-O bezieht
sich als reine Verweisungsnorm nur auf die fir die Erstattung von Reisekosten gelten-
den beamtenrechtlichen Bestimmungen. Die Tarifvorschrift erstreckt sich nicht auf
sonstige beamtenrechtliche Vorschriften auRerhalb des Reisekostenrechts. Sie fingiert
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auch nicht, dal® der Angestellte im Reisekostenrecht als Beamter gilt. Damit deckt sie
einen Ruckgriff auf allgemeine ungeschriebene beamtenrechtliche Grundsatze nicht
ab. Der Senat braucht daher nicht zu entscheiden, ob eine solche Verweisung den
Tarifinhalt bezlglich der Erstattung von Reisekosten noch eindeutig festgelegt und
damit dem Schriftformgebot des § 1 Abs. 2 TVG genigt.

cc) Sinn und Zweck der Tarifvorschrift stehen mit diesem Auslegungsergebnis im
Einklang. Verweist ein Tarifvertrag des 6ffentlichen Dienstes - wie hier § 42 Abs. 1
Satz 1 BAT-O - auf die fur die Beamten des Arbeitgebers geltenden Bestimmungen,
soll dem Arbeitnehmer insoweit dieselbe Rechtsstellung wie dem Beamten eingeraumt
werden (BAG 13. Februar 2003 - 6 AZR 411/01 - NZA 2003, 1034, auch zur Verdffent-
lichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen, zu 1 der Griinde; 21. November 1996
-6 AZR 222/96 - AP BAT §2 SR2d Nr. 1, zu Il 1 der Grinde). § 42 Abs. 1 Satz 1
BAT-O dient der Vereinheitlichung und Vereinfachung der Erstattung von Reisekosten.
Die Ubernahme der fiir die Beamten des Arbeitgebers geltenden Bestimmungen soll
gewahrleisten, daRR der Angestellte hinsichtlich der Voraussetzungen, des Umfangs
und der Dauer der zu gewdhrenden Leistungen nicht schlechter, aber auch nicht bes-
ser gestellt wird als der vergleichbare Beamte. Ein Gefélle sozialer Leistungen zwi-
schen Beamten und Angestellten soll vermieden werden (BAG 16. Februar 1989 - 6
AZR 289/87 - AP BAT § 42 Nr. 9, zu Il 1 der Griinde). Die tarifliche Verweisung will
zudem die Erstattung von Reisekosten vereinfachen. Der Arbeitgeber soll in den Stand
versetzt werden, seine in den verschiedenen Behorden und Dienststellen zusammen-
arbeitenden Beamten und Angestellten nach denselben Rechtsnormen zu behandeln
(BAG 16. Januar 1985 - 7 AZR 270/82 - AP BAT § 44 Nr. 9, zu 2 der Griinde).

Dieser tarifliche Regelungszweck wird auch erreicht, wenn bei beiderseitiger
Tarifbindung die Ubernommenen Reisekostenbestimmungen unmittelbar und zwingend
gelten und abweichende Abmachungen iSv. § 4 Abs. 3 TVG nicht zulassig sind. Fur
die Zielsetzung der tariflichen Verweisung, die Reisekostenvergitung hinsichtlich der
Anspruchsvoraussetzungen, des Umfangs und der Dauer fir die Beamten und Ange-
stellten zu vereinheitlichen und die Erstattung von Reisekosten im Interesse des Ar-
beitgebers zu vereinfachen, ist die Wirksamkeit eines Verzichts auf die Reisekosten-
vergltung ohne Bedeutung. Ein aus § 2 Abs. 3 BBesG abgeleiteter allgemeiner be-
amtenrechtlicher Grundsatz, wonach einem Beamten ein Verzicht auf Reisekostenver-
gltung moglich sein soll, steht in keinem Zusammenhang mit der von § 42 Abs. 1

Satz 1 BAT-O beabsichtigten Vermeidung eines Gefalles sozialer Leistungen zwischen
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Beamten und Angestellten. Er beeintrachtigt auch nicht die bezweckte Vereinfachung
des Reisekostenrechts. Unterschiedliche Rechtsfolgen des Verzichts eines Beamten
und eines tarifgebundenen Angestellten hatten ihren Ursprung nicht im Reisekosten-
recht, sondern im Besoldungs- und Tarifrecht. Sie beruhten auf den verschiedenen
Ordnungs- und Regelungsbereichen fur die Angestellten und die Beamten.

M. Der Beklagte hat dem Klager nach den in § 42 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a BAT-O
in Bezug genommenen Reisekostenbestimmungen weitere Reiskosten in Héhe von
insgesamt 251,30 DM (128,49 Euro) zu zahlen. Die in Héhe von 32,00 DM
(16,36 Euro) geltend gemachten Verpflegungskosten stehen dem Klager nicht zu.

1. Dem Klager steht nach § 5 Abs. 1 und Abs. 4 SachsRKG Fahrtkostenerstat-
tung in Héhe von 24,45 DM und gemal § 8 Abs. 1 SachsRKG Tagegeld in Héhe von
168,00 DM zu. Ferner hat er nach § 9 Abs. 1 SachsRKG Anspruch auf die Erstattung
von Ubernachtungskosten in Héhe von 74,00 DM und nach § 12 SdchsRKG auf die
Erstattung von Nebenkosten in Hohe von 39,85 DM. Der Beklagte hat die Hohe dieser
Reisekosten zuletzt nicht mehr bestritten. Bei Bertcksichtigung des bereits erstatteten
Betrages in Hohe von 55,00 DM ergibt sich somit ein Anspruch auf Reisekostenvergu-
tung in H6he von insgesamt 251,30 DM (128,49 Euro).

2. Dem Erstattungsanspruch steht § 16 SachsRKG nicht entgegen. Nach dieser
Vorschrift kann die oberste Dienstbehérde oder die von ihr erméchtigte nachgeordnete
Behdrde bei regelmaRigen oder gleichartigen Dienstreisen oder Dienstgdngen anstelle
der Reisekostenvergltung im Sinne des § 4 Nr. 1 bis 8 SachsRKG oder Teilen davon
eine Pauschvergitung gewahren, die nach dem Durchschnitt der in einem bestimmten
Zeitraum sonst anfallenden Einzelvergltungen zu bemessen ist. Eine solche Pau-
schale hat der Beklagte nicht festgesetzt. Er hat die Reisekostenvergitung auf die der
Schule fur Klassenfahrten zur Verflgung gestellten Haushaltsmittel begrenzt. Dies
deckt § 16 SachsRKG nicht ab.

3. Die Klage ist unbegriindet, soweit der Kldger vom Beklagten die Erstattung
von Verpflegungskosten in Héhe von 32,00 DM verlangt. Fir diesen Anspruch fehlt
eine Anspruchsgrundlage. § 9 Abs. 1 Satz 3 SachsRKG regelt zwar, da Ubernach-
tungskosten, die Kosten des Frihstiicks einschlieBen, vorab um 9,00 DM bei Uber-
nachtungen im Inland zu kiirzen sind. Entgegen der Auffassung des Klagers kann dar-
aus jedoch nicht abgeleitet werden, daR die in den Ubernachtungskosten enthaltenen
Verpflegungskosten gesondert zu erstatten sind. Einem solchen Verstandnis steht § 8
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Abs. 1 SachsRKG entgegen, wonach sich die Hohe des Tagegeldes fur Mehraufwen-
dungen fur die Verpflegung bei Dienstreisen nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 Satz 2 des
Einkommensteuergesetzes bestimmt. Die Verpflegungskosten werden damit regelma-
Rig bei Dienstreisen durch das Tagegeld pauschal abgegolten. Sind die nachgewiesen
notwendigen Auslagen fir Verpflegung héher als der zustehende Gesamtbetrag des
Tagegeldes, gewahrt die zustandige Behdrde nach § 8 Abs. 2 SachsRKG zwar einen
Zuschuf’ in Héhe des Mehrbetrages abzlglich eines Betrages je Mahlzeit in H6he des
mafRgebenden Sachbezugswerts nach der Sachbezugsverordnung. Die Voraussetzun-
gen dieser Ausnahmeregelung sind jedoch nicht erfillt. Die Auslagen des Klagers fur
Verpflegung waren nicht héher als der Gesamtbetrag des Tagegeldes.

V. Der Klager hat gemaR § 288 Abs. 1 BGB iVm. § 291 BGB in der bis zum
30. April 2000 geltenden Fassung lediglich Anspruch auf Zinsen in Héhe von 4 % ab
Rechtshéngigkeit. Nach der Uberleitungsvorschrift zum Gesetz zur Beschleunigung
falliger Zahlungen vom 30. Marz 2000 in Art. 229 § 1 Abs. 1 Satz 3 EGBGB ist § 288
BGB in der seit dem 1. Mai 2000 geltenden Fassung nur auf Forderungen anzuwen-
den, die von diesem Zeitpunkt an fallig werden. Diese Voraussetzung erflllt die Forde-
rung des Klagers nicht. Sein Anspruch auf Reisekostenvergitung fir die Klassenfahrt

vom 24. bis zum 28. Januar 2000 ist bereits vor dem 1. Mai 2000 fallig geworden.

Schmidt Dr. Armbrister Brihler

Reimann Matiaske

B JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile App)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flr Android JLaw —flir iOS

www.prinz.law

1ZINYPsa8 HYIN JF eLY §§ YOrU JUeqUIIE(] S[e PUls SUN[WWESS[12}11() P J[I2], YoNY :SIOMUIH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	URTEIL

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



